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Zusammenfassung
Die repräsentative Demokratie bietet von ihrem Selbstverständnis und ihren strukturellen Eigenschaften her mindestens 
mäßig gute Voraussetzungen für die Bewältigung von nachhaltigkeitsbezogenen Herausforderungen. Keines der häufig 
genannten Elemente, wie insbesondere das Prinzip der Herrschaft auf Zeit mit Wahlperioden und Wiederwahlerfordernissen, 
macht vorausschauende und nachhaltige Lösungen unmöglich. Entscheidend ist jedoch, wie das institutionelle Arsenal 
der repräsentativen Demokratie politisch genutzt wird. In Übereinstimmung mit deren zentralem Anspruch, politische 
Selbstbestimmung zu ermöglichen, liegt die Zukunftsfähigkeit der Demokratie letztlich in den Händen der Gesellschaft. Trotz 
der jüngsten Blüte der Zivilgesellschaft hat sich der geforderte Beitrag verantwortlicher politischer Eliten im Zuge anhaltender 
Transformationen demokratischer Herrschaft nicht verringert, sondern tendenziell noch erhöht.
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Sustainability and Democracy: Seven Propositions on the Future of  
Democratic Governance*

Abstract
Given the defining normative and empirical features of  representative democracy, this type of  political regime offers at least 
moderately good conditions for successfully dealing with sustainability issues. None of  the frequently noted features of  
representative democracy, such as in particular the need of  governments to seek re-election at regular intervals, undermines the 
possibility of  forward-looking and sustainable solutions to public issues. What really matters is how individual and collective 
actors use the institutional devices and procedures of  representative democracy. In accordance with the proclaimed nature of  
this type of  regime, which centers on the sovereignty of  the people, the future of  democracy ultimately hinges on society, or the 
mindset and behavior of  individual and collective societal actors for that matter. That said, despite the recent blossom of civil 
society and the ongoing transformations of  democratic governance, the role of  responsible political office-holders in dealing 
with sustainability issues has become more, rather than less, important.

Keywords
Civil Society, Democracy, Elites, Governments, Future, Responsibility, Sustainability

The author has declared that no competing interests exist.1

*  Der Beitrag wurde inspiriert durch einen fakultätsweiten Workshop zum Thema „Nachhaltigkeit“ an der Universität Innsbruck im Mai 2022. Für 
wertvolle Anregungen zu meiner These 6 danke ich Marcelo Jenny. Die Verantwortung für die hier vorgetragenen Einschätzungen und Argu-
mente liegt selbstverständlich allein beim Verfasser. 

Nachhaltigkeit und Demokratie:
Sieben Thesen zur demokratischen Zukunftsfähigkeit*

Ludger Helms

Institut für Politikwissenschaft, Universität Innsbruck
ludger.helms@uibk.ac.at

Discussion

OPEN     ACCESS 



46  L. Helms: Nachhaltigkeit und Demokratie: Sieben Thesen zur demokratischen Zukunftsfähigkeit I OZP Vol. 51, Issue 4

Der Begriff der Nachhaltigkeit ist vielschichtig und kom-
plex1, selbst wenn er auf  die Dimension öffentlicher Po-
litik („public policies“) konzentriert ist. Tatsächlich wur-
de die enorme Komplexität des Nachhaltigkeitsbegriffs 
im gegenwärtigen politisch-gesellschaftlichen Diskurs 
als spezifisches Problem der Demokratie erkannt, aus 
der eine ausgeprägte Tendenz zur Überforderung resul-
tiert (Seefried 2022). Diesem Beitrag liegt ein engeres 
Verständnis von ökologischer Nachhaltigkeit zugrunde, 
welches auf  die Aspekte eines schonenden, nachhalti-
gen Umgangs mit fossilen Energieressourcen und einem 
Schutz des Klimas und der Umwelt konzentriert ist.

Im Zentrum der nachfolgenden Betrachtungen steht 
die Frage nach der prinzipiellen Eignung bzw. Fähigkeit 
demokratischer Systeme, ökologisch nachhaltige Lö-
sungen zustande zu bringen. Der speziellere Fokus liegt 
dabei auf  ausgewählten Strukturelementen der repräsentati-
ven Demokratie. Damit wird auf  eine Diskussion der jün-
geren Forschung zum Nachhaltigkeitspotential direkter 
Demokratie (Popp 2021) ebenso verzichtet wie auf  eine 
Würdigung angrenzender Stränge, etwa zum Nach-
haltigkeitspotential unterschiedlicher wirtschaftlicher 
Ordnungen (Neckel et al. 2022) oder zum Themenkom-
plex Medien und Nachhaltigkeit (Medienimpulse 2020).

Die Bestandsaufnahme entspringt einer Entwick-
lungsphase des internationalen Systems, die im Zeichen 
einer „dritten Welle der Autokratisierung“ steht (Lühr-
mann/Lindberg 2019). Zu ihren Kennzeichen gehört 
insbesondere die zunehmende Erosion von bis dahin als 
demokratisch qualifizierten Ordnungen. Diese hat die 
Zukunftsfähigkeit der liberalen Demokratie als einer 
historisch unwahrscheinlichen zivilisatorischen Errun-
genschaft endgültig jeglicher Selbstverständlichkeit be-
raubt. 

Die Prämisse der weiteren Betrachtungen lautet, 
dass die Zukunftsfähigkeit und Daseinsberechtigung 
der liberalen Demokratie als Herrschaftsform neben 
zahlreichen weiteren Bedingungen langfristig nicht zu-
letzt von deren Fähigkeit abhängen wird, nachhaltige 
Entscheidungen jenseits der bloßen Reproduktion des 
Regimes zustande zu bringen. Die Diskussion ausge-
wählter Aspekte des Verhältnisses von Demokratie und 
Nachhaltigkeit gliedere ich in sieben Abschnitte bzw. 
sieben Thesen. Die ersten vier gelten den normativen 
und institutionellen Eigenschaften der repräsentativen 
Demokratie, die nachfolgenden drei den Akteuren und 
deren „agency“.

1 Vgl. etwa den UN-Aktionsplan „Transformation unserer Welt: die 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ mit seinen nicht weni-
ger als 17 „Sustainable Development Goals“ (SDG).

These 1: Das Selbstverständnis der liberalen De-
mokratie ist nachhaltigkeitsbezogenen Lösungen 
prinzipiell zuträglich

Aus einer ersten Sicht bietet die Demokratie den best-
möglichen Rahmen und von ihrem Selbstanspruch her 
zugleich die beste Gewähr, dass die natürlichen Lebens-
grundlagen auch für künftige Generationen gewahrt 
bleiben. Immerhin gehört zu ihren erklärten Zielen 
ausdrücklich der Schutz und die Würde des Menschen. 
In einigen Verfassungen ist dieses Bekenntnis spezi-
fisch erweitert und nicht lediglich auf  einen besonderen 
Schutz der jüngsten Mitglieder eines Gemeinwesens, 
sondern selbst des ungeborenen Lebens bezogen. Dies 
schließt die Gewährleistung der Lebensgrundlagen des 
Menschen, der Menschheit, mindestens implizit ein. 
Auch in spezielleren Auseinandersetzungen mit der 
Fähigkeit demokratischer Systeme zu einer nachhalti-
gen Umweltschutzpolitik wird der inhärente, aus dieser 
Natur entspringende Vorteil der Demokratie gegenüber 
anderen Typen politischer Regime regelmäßig hervor-
gehoben (Symbosius 2020). Einige empirisch-verglei-
chende Studien identifizieren darüber hinaus einen po-
sitiven Zusammenhang zwischen der Herrschaftsform 
(Demokratie vs. Autokratie) und deren ökologischer 
Nachhaltigkeitsbilanz (Looney 2016), womit freilich 
zunächst nicht mehr gesagt ist, als dass autokratische 
Systeme möglicherweise in noch geringerem Maße als 
die demokratischen in der Lage sind, eine nachhaltige 
Politik zu betreiben.

These 2: Die Organisation des politischen Geschäfts 
mit Wahlperioden und Amtszeiten steht nachhalti-
gen Lösungen potentiell entgegen, ohne sie zu ver-
unmöglichen

Zu den konstitutiven Merkmalen demokratischer Sys-
teme zählt das Prinzip einer vielfältig konditionierten 
Ermächtigung zum Regieren. Dazu gehört nicht zu-
letzt der Zeithorizont des politischen Geschäfts – mit 
Legislaturperioden von wenigen Jahren Dauer, zudem 
vielerorts faktisch verkürzt durch eine Tendenz zu 
deutlich zeitaufwändigeren Regierungsbildungen und 
ausufernden Vorwahlkämpfen. Langfristig angelegte, 
nachhaltige Lösungen werden hierdurch schwerlich be-
fördert. Das Dilemma betrifft auch Regierungen, die mit 
den besten Motiven und hehren Zielen antreten mögen. 
Viele Regierungen agieren wie Investment-Manager, die 
mit bestimmten Investitionen eine bestimmte Dividen-
de zu erzielen trachten; sie müssen dies geradezu, um 
speziell in Wahljahren ein hinreichendes Maß an öf-
fentlicher Popularität und Unterstützung zu genießen 
(Bertelli/John 2013; Kraft 2018). Die zyklische Dynamik 
des Regierens in der Demokratie verläuft unweigerlich 
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in Richtung eines schleichenden Verfalls der Unterstüt-
zung von Regierungen bei Wahlen. Den elektoralen Kos-
ten des Regierens versuchen die regierenden Parteien 
neben mehr oder weniger regelmäßigen Erneuerungen  
des Regierungspersonals (Helms 2020; Helms/Vercesi 
2022) vor allem mit geeignet erscheinenden sachpoliti-
schen Entscheidungen entgegenzutreten, die ihnen im 
Gefolge einer erfolgreichen Wiederwahl das Weiterre-
gieren gestatten (Green/Jennings 2017).

„Schlüsselentscheidungen“ sind bei langjährigen 
Regierungen jedoch gleichwohl keineswegs zwingend 
auf  die erste Amtszeit beschränkt; vielmehr wurden 
gelegentlich spätere Phasen als insgesamt bedeutender 
bewertet (Theakston 2013, 235). Mit Blick auf  die Erfah-
rungen des US-amerikanischen Präsidentialismus ist 
ferner erwähnenswert, dass gerade die zweite und letzte 
Amtszeit eines Präsidenten ohne die Möglichkeit einer 
Wiederwahl – umgangssprachlich als „lame duck presi-
dency“ bezeichnet – verschiedentlich speziell im Bereich 
ökologischer Entscheidungen eine besondere Uner-
schrockenheit und Entschlossenheit von Amtsinhabern 
begünstigt hat. Dies suggerieren insbesondere Analy-
sen zur Präsidentschaft Barack Obamas (Deutch 2014;  
Cohen 2016). Dies ist weniger überraschend, als es zu-
nächst den Anschein haben mag. Im Sinne eines wei-
teren Begriffsverständnisses von Nachhaltigkeit sind 
praktisch alle InhaberInnen politischer Führungsämter 
daran interessiert, ein möglichst langlebiges politisches 
Erbe zu hinterlassen und „in die Geschichte einzuge-
hen“. Dabei ist davon auszugehen, dass die öffentlichen 
Erinnerungen an eine/n AmtsinhaberIn (seine oder ihre 
„soft legacy“) maßgeblich durch die politisch-materiel-
len Langzeitfolgen seiner bzw. ihrer Politik (den „hard 
legacies“) bestimmt werden und den Akteuren dieser 
Zusammenhang zumindest in latenter Form auch be-
wusst ist (Fong et al. 2017). Dieses Bestreben muss frei-
lich keineswegs zwingend oder im besonderen Maße auf  
nachhaltigkeitsbezogene Politiken gerichtet sein, doch 
sind Klima- und Umweltpolitik in der jüngeren Vergan-
genheit zweifelsohne zu international herausragend 
wichtigen Bewährungsfeldern avanciert.

These 3: Das konstitutive Prinzip elektoraler Kont-
rolle und demokratischer Verantwortlichkeit ist we-
der Garant noch Hemmschuh nachhaltiger Politik

Viele jüngere Demokratieverständnisse rücken den As-
pekt der Rechtfertigung als Qualitätsmerkmal demokra-
tischen Regierens ins Zentrum. Darin schwingt die An-
nahme mit, dass die wachsende Erwartung, politische 
Verantwortlichkeit durch öffentliche Rechtfertigung 
zu profilieren, substantiellere, gemeinwohlorientier-
tere und nachhaltigere Lösungen befördert. Teil dieser 
Überlegungen ist die Vermutung einer Überlegenheit 

des Urteils einer größeren Zahl von Menschen, welche 
einen zentralen Aspekt des politischen Denkens seit der 
griechischen Antike darstellt (Zippelius 2003). Die jün-
gere empirische Forschung zeigt indes, dass die Prinzi-
pien demokratischer Verantwortlichkeit und elektoraler 
Kontrolle als solche noch keine nachhaltige Politik ge-
währleisten. “The general quality of  democracy, inde-
pendent of  the underlying model of  democracy, cannot 
explain environmental outcomes”, wie Romy Escher und 
Melanie Walter-Rogg (2020, 150-151) am Ende ihrer groß 
angelegten Studie festhalten; “the effect of  electoral ac-
countability depends on whether supporters or oppo-
nents of  environmental performance are elected”. Ganz 
ähnlich lautet der Befund von Jana von Stein (2022). Die 
potentiell positiven Wirkungen demokratischer Prin-
zipien und Verfahren gelangen nur in dem Maße zur 
Geltung, wie die Gesellschaft bereit ist, diese inhaltlich 
mit Leben zu füllen: „The relationship between electo-
ral accountability and eco-friendly outcomes hinges on 
whether citizens privilege environmental protection as 
a policy objective” (von Stein 2022, 353).

In welchem Maße diese Voraussetzung in unter-
schiedlichen Ländern bzw. Systemen erfüllt ist, bleibt 
auch weiterhin ungewiss. Wo die Erreichung langfristi-
ger Ziele an konkreten Verzicht in der Gegenwart gebun-
den ist, befördert die Natur des Menschen diese Zieler-
reichung jedenfalls tendenziell eher nicht (Höffe 2009). 
Selbst von einer prinzipiellen „Trendwende“ in Richtung 
ökologischerer Lösungen, potentiell begünstigt durch 
eine fortwährende gesellschaftliche Bildungsexpansi-
on, kann nicht wirklich gesprochen werden. Manche 
ExpertInnen diagnostizieren gar, dass sich die moder-
nen Konsumgesellschaften der Gegenwart die „Politik 
der Nicht-Nachhaltigkeit […] entschiedener denn je“ zu 
ihrem Prinzip erhoben haben (Blühdorn 2015, 151). Spe-
ziell die (Nicht-)Nachhaltigkeit erscheint im Übrigen als 
ein ausgeprägter Generationenkonflikt, der gelegentlich 
bemerkenswerte Blüten treibt. Einer jüngeren Umfrage 
zufolge ist jede/r elfte ÖsterreicherIn dafür, ältere Perso-
nen vom Wahlrecht auszuschließen (Seidl 2021).

These 4: Mehr demokratische Partizipation und de-
mokratiepolitische Innovationen sind keine Garan-
ten für mehr Nachhaltigkeit

Ob der Schlüssel zur Zukunftsfähigkeit in signifikant 
erweiterten Formen politischer Partizipation – als Ur-
Essenz der Demokratie – liegt, ist eine andere Frage. 
Der besondere Wert partizipativer Verfahren für das 
Treffen schwieriger und weitreichender Entscheidun-
gen, auch und gerade bei komplexen Fragen der Nach-
haltigkeit, ist kaum von der Hand zu weisen (Radtke 
2022); die Möglichkeiten einer expansiven Partizipation 
als entscheidungspolitischer Kernmechanismus werden 
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aber vermutlich überschätzt (Lorenz et al. 2020). Aus 
der spezielleren Forschung ist bekannt, dass inklusive 
Entstehungsprozesse unterschiedliche Dimensionen 
von „good governance“ befördern. Das konnte etwa für 
die Genese von Verfassungen gezeigt werden (Negretto/
Sánchez-Talanquer 2021), aber auch für die Struktur und 
Performanz ganzer politischer Systeme (Lijphart 2012; 
Bogaards et al. 2019). Dabei geht es im Kern allerdings 
um Interaktionsmuster und Entscheidungen politischer 
Eliten unterschiedlicher gesellschaftlicher „Lager“, weni-
ger um gesellschaftliche Partizipation in größtmöglicher 
Breite. Gleichwohl sehen NachhaltigkeitsforscherInnen 
tatsächlich gerade in neuen Formen der Interessenver-
mittlung im Kontext inklusiv angelegter, korporatis-
tischer Regime eine strukturelle Begünstigung für die 
Entstehung nachhaltiger Lösungen (Haas et al. 2022).

Auch auf  dem spezielleren Gebiet der Demokratiere-
form gibt es Ideen – wie die Frage nach einem Wahlrecht 
von Geburt an – die sich gezielt um Möglichkeiten der Be-
förderung einer nachhaltigeren, zukunftsfähigeren und 
generationell gerechteren Politik durch entscheidungs-
mächtige Akteure in den Regierungen und Parlamen-
ten drehen (etwa Jakab 2020). Eine Vergrößerung und 
veränderte Zusammensetzung der WählerInnenschaft 
könnte, gemeinsam mit den spezifischen Ressourcen zi-
vilgesellschaftlicher Akteure, welche unkonventionelle 
Formen der politischen Beteiligung verfolgen, zu einer 
Schubkraft zugunsten einer größeren Nachhaltigkeit 
politischer Lösungen werden. Sicher ist auch dies nicht. 
Vereinzelt durchgeführte Studien suggerieren, dass die 
Einführung eines Elternwahlrechts (als rationalisierte 
Variante eines Wahlrechts von Geburt an) kaum zu dra-
matischen Veränderungen der Zusammensetzung der 
parlamentarischen Eliten führen würde (Goerres/Tie-
mann 2009). 

Bis auf  Weiteres ist nicht einmal auszuschließen, dass 
eine systematische Ausweitung demokratischer Par-
tizipation möglicherweise gar zu geringeren Chancen 
für innovative und nachhaltige Lösungen führt (Helms 
2016). Die konservativen Policy-Wirkungen der direkten 
Demokratie sind seit langem bekannt. Ein anderes Bei-
spiel bilden „recall elections“, mit denen gewählte Amts-
inhaberInnen noch vor Ablauf  der Amtsperiode von den 
WählerInnen abberufen werden können. Entscheidend 
für die Bewertung der konkreten Wirkungen ist freilich 
auch hier, ob BürgerInnen im Zweifelsfall tatsächlich 
primär AmtsinhaberInnen abwählen, die nachhaltige, 
aber unpopuläre Entscheidungen durchzusetzen versu-
chen oder eher solche, die sich erkennbar nicht um die 
Erfüllung zentraler Wahlversprechen bemühen (mit 
unterschiedlichen möglichen Kombinationen zwischen 
beiden Aspekten). Die empirisch-vergleichende Perfor-
manz-Analyse dieser Verfahren gelangt bis auf  Weiteres 
zu vielschichtigen, uneinheitlichen Befunden (Welp/
Whitehead 2020).

These 5: Die politischen Eliten demokratischer Sys-
teme sind nicht in jedem Fall nachhaltigkeitsorien-
tierter als die Gesamtbevölkerung

Gerade angesichts der weiter oben angesprochenen un-
klaren und wechselhaften Verhältnisse auf  der Ebene 
der Einstellungen der Bevölkerung demokratischer Sys-
teme stellt sich die Frage, ob die politischen Eliten dieser 
Systeme in höherem Maße willens und in der Lage sind, 
nachhaltige Lösungen zu entwickeln und umzusetzen 
als die Bevölkerung. Unbestreitbar sind politische Eli-
ten, insbesondere Regierungseliten, in der Summe hö-
her gebildet und besser informiert als der Durchschnitt 
der Bevölkerung (Müller-Rommel et al. 2020). In diesem 
Sinne ließe sich plausibel folgern, dass sie die faktische 
Notwendigkeit nachhaltiger Lösungen insgesamt weit-
aus eher erkennen und potentiell anerkennen, als die 
Bevölkerung als Ganzes. Daraus allein folgt jedoch we-
nig. Entscheidend sind die konkreten Werte, Überzeu-
gungen und Ziele der betreffenden Akteure. 

Zunächst ist daran zu erinnern, dass die eindeutigs-
ten und am kompromisslosesten vorgetragenen Nach-
haltigkeitsagenden von zivilgesellschaftlichen Eliten 
stammen, wie sie an der Spitze politisch-sozialer Bewe-
gungen stehen. „Fridays for Future“ kann als das gegen-
wärtig international wohl bekannteste Beispiel gelten. 
Ihnen stehen andere Gruppen gegenüber, die sich im 
Zuge der Verfolgung radikal entgegengesetzter Ziele 
zum Teil ebenfalls des Instruments öffentlichen Protests 
bedienen, wobei deren Mitglieder kaum ernsthaft als 
„Gegen-Eliten“ bezeichnet werden können.

Erstaunlich unentschieden ist das Bild, welches sich 
auf  der Ebene der politischen Klasse offenbart: In vielen, 
auch seit Jahrzehnten konsolidierten Demokratien sind 
in den vergangenen Jahren einzelne Parteien und Poli-
tiker an die Macht gelangt, denen man weithin ein ge-
spanntes Verhältnis sowohl zu demokratischen Grund-
werten wie zu Fragen der Nachhaltigkeit nachsagt. Der 
45. Präsident der Vereinigten Staaten, Donald Trump, 
kann hierbei sicherlich als das weltweit bekannteste 
jüngere Beispiel gelten. Aber auch auf  der Ebene kollek-
tiver Akteure, wie insbesondere den politischen Partei-
en, lassen sich zahlreiche jüngere Beispiele finden. Die 
Leugnung des Klimawandels und die weitgehende Ab-
lehnung jeglicher Nachhaltigkeitsagenden ist geradezu 
zu einem Bestimmungsmerkmal rechtspopulistischer 
Parteien, auch mit Blick auf  deren Verhalten an der Re-
gierung, geworden (Lockwood/Lockwood 2022). Entge-
gen populärer Vermutungen und Erwartungen zeigen 
Parteien dieses Typs, welche sich in der Opposition de-
zidiert als Herausforderer der etablierten Parteien und 
deren Politik gebärden, keineswegs eine ausgeprägte 
Neigung zur Entwicklung signifikant moderaterer Posi-
tionen, nachdem ihnen der Sprung an die Macht gelun-
gen ist (Schwörer 2021).
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These 6: Verantwortliche Führung in der Demokratie 
war schon immer mehr als die Ausführung des 
„Volkswillens“

Wenn der Bevölkerung der demokratischen Systeme der 
Gegenwart kaum zugetraut werden kann, allein aus sich 
heraus nachhaltige und zukunftsfähige Lösungen zu 
fordern oder gar zu entwickeln (vgl. These 3), stellt sich 
die Frage nach dem Stellenwert und der Tauglichkeit von 
„representation from below“ als dem klassischen Struk-
turprinzip repräsentativer Demokratie. Muss dieses mit 
Blick auf  die andernfalls potentiell mangelnde Prob-
lemlösungsfähigkeit durch Formen von „representati-
on from above“ (Esaiasson/Holmberg 1996) – bei denen 
sich regierende Eliten nicht auf  Interessenaggregation 
beschränken, sondern diesen eine Vorherrschaft auch 
in Fragen grundlegender Zielsetzungen zukommt – er-
gänzt oder gar ersetzt werden? Längst gibt es Vorschläge, 
den dahingehend beobachteten Wandel auch theoretisch 
zu erfassen und als zeitgemäße Weiterentwicklung der 
repräsentativen Demokratie darzustellen. Das gilt etwa 
für András Körösényis (2005) Konzept einer „leader de-
mocracy“ als personalistisch zugespitzter Form einer 
minimalistischen Demokratiekonzeption. Wie einst bei 
Schumpeter, erscheinen Spitzenpolitiker dabei nicht als 
Akteure, die lediglich auf  ein bestehendes gesellschaft-
liches Bedürfnis reagieren, sondern neue Bedürfnisse 
kreieren, indem sie neue Politiken erschaffen und der 
Bevölkerung offerieren.

Die Vorstellung einer „leader democracy“ mag radi-
kal und kritikwürdig erscheinen (vgl. etwa Ritzi/Schaal 
2010), aber sie baut auf  einer bedeutend älteren Einsicht 
auf  – nämlich jener, dass sich demokratische politische 
Führung im Spannungsfeld von Responsivität und Ver-
antwortlichkeit bewegen muss mit der Bereitschaft, 
die Betonung auf  den zweiten Aspekt zu legen. Hierzu 
stellte Giovanni Sartori (1987, 170) bereits vor einigen 
Jahrzehnten fest: „A government that simply yields to 
demands, that simply gives in, turns out to be a highly 
irresponsible government, a government that does not 
live up to its responsibilities. [. . .] (R)epresentation in-
trinsically consists of  two ingredients: responsiveness 
and independent responsibility. And the more govern-
ments become responsive to at the detriment of  being 
responsible for, the more we are likely to be misgov-
erned and/or ungoverned.” Unter den Bedingungen ei-
ner hochgradigen Medialisierung der repräsentativen 
Demokratie der Gegenwart hat sich der Druck, Verein-
nahmungsversuchen einzelner Gruppen wirkungsvoll 
zu widerstehen, strukturell erhöht (Helms 2012) – ohne 
dass sich die traditionellen Machtsicherungserforder-
nisse (in der parlamentarischen Demokratie auch wei-
terhin vor allem gegenüber dem Parlament und der ei-
genen Partei) verflüchtigt hätten.

These 7: Technologische Innovation, internationale 
Kooperation und „rhetorische Führung“ als Kataly-
satoren einer nachhaltigeren Politik

Die zentrale Herausforderung und Bewährungschan-
ce für die Demokratien der Gegenwart kann darin ge-
sehen werden, ob es ihnen gelingt, nachhaltige Politik 
im Zusammenwirken von Bevölkerung und Amtsträ-
gern in einer Weise umzusetzen, die den Vergleich mit 
menschenverachtenden Systemen hinsichtlich der er-
reichten Effektivität und Effizienz nicht zu scheuen 
braucht und dabei ihre eigenen Ideale nicht verleugnet. 
Das in empirisch aufwändigen Studien belegte höhere 
technologische Innovationspotential der meisten demo-
kratischen Systeme gegenüber den autoritären Regimen 
(Commander et al. 2022)2 dürfte sich als unterstützen-
des Moment komplexer Transformationen erweisen, im 
Sinne einer möglichen Abschwächung des Verzichts-
empfindens bei vermindertem Ressourceneinsatz, aber 
nur geringfügig geringerer Leistung. Dass globale Her-
ausforderungen nach globalen Antworten und vielfälti-
gen Kooperationen, darunter insbesondere einer engen 
Zusammenarbeit gleichgesinnter Regime, verlangen 
– das letzte, aber nicht unwichtigste „sustainable deve-
lopment goal“ (17) der Vereinten Nationen – darf  heute 
als so selbstverständlich gelten, dass darauf  hier nicht 
näher einzugehen ist. Komplexe transnationale Regime 
wie die Europäische Union mögen für ihre hohen Ent-
scheidungskosten, gerade auch in Fragen ökologischer 
Nachhaltigkeit, bekannt sein. Sie verkörpern nichtsdes-
toweniger jedenfalls die Chance, mit aufwändig ausge-
handelten Programmen einen im internationalen Maß-
stab fühlbaren Unterschied zu machen.

Auf  Seiten der InhaberInnen von Regierungsmacht 
wird es nicht zuletzt darum gehen, nachhaltigkeitsori-
entierte Forderungen und Ideen zivilgesellschaftlicher 
Akteure gezielt aufzugreifen und der breiteren Mas-
se der Bevölkerung potentiell als Zumutungen erlebte 
Maßnahmen als einen zumutbaren Beitrag zur Ermög-
lichung menschenwürdigen Lebens auch kommender 
Generationen vor Augen zu führen. Die Rolle nationaler 
Regierungen für das Gelingen einer demokratischen Zu-
kunftssicherung ist tatsächlich kaum zu überschätzen; 
so auch das Leitmotiv vieler AutorInnen, die kein Ge-
heimnis aus ihrer großen Sympathie für die aktiven Tei-

2 “Democracies are clearly more supportive of  innovation than au-
tocracies. It is not hard to think of  why. Innovation often challenges 
the way that things are being done. It relies on the free and open 
exchange of  ideas, concepts and arguments. It flourishes in envi-
ronments supportive of  risk-taking and creativity. It takes root 
through experimentation and an acceptance of  trial and error. 
None of  these attributes come easily to autocracies“ (Commander 
et al. 2022). Hinzu kommen signifikante Unterschiede hinsichtlich 
der Art der Innovationen, welche in Systemen wie Russland oder 
China eindeutig stärker im militärischen Bereich als auf  Gebieten 
liegen, die KonsumentInnen oder der Gesellschaft als ganzer un-
mittelbar nützen (ibid).
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le der Zivilgesellschaft machen (siehe etwa Budge 2022). 
Auf  Seiten politischer AmtsinhaberInnen ist neben 
zahlreichen anderen Qualitäten nicht zuletzt nachhal-
tigkeitssensible „rhetorical leadership“ gefragt (Feldman 
2020) – auch in politisch-institutionell komplexen De-
mokratien, wie Österreich oder Deutschland, die bislang 
dafür bekannt waren, dass in ihnen systembedingte An-
reize für die Etablierung eines bewusst „dünnen kom-
munikativen Diskurses“ bestehen, welcher mühsam 
ausgehandelte interne Kompromisse nicht gefährdet 
(Schmidt 2005, 773-775). Dass sich PolitikerInnen zu-
dem ihres besonderen Auftrags besinnen und neben 
ihrer Rolle als zentrale EntscheiderInnen und Vermitt-
lerInnen auch jene des öffentlichen Vorbilds akzeptieren 
mögen, mag – speziell in einer historischen Hochphase 
von „anti-politics“-Haltungen weiter Bevölkerungsteile 
(Corbett 2016; Clarke et al. 2018) – viel verlangt erschei-
nen. Angesichts der gewaltigen Dimensionen des Pro-
jekts demokratischer Zukunftssicherung, welches den 
Einsatz aller verfügbaren Ressourcen erfordert, spricht 
gleichwohl nichts dafür, diese Forderung leichtfertig 
aufzugeben. Gerade eine authentische Vorbildfunktion 
könnte sich als wichtige Glaubwürdigkeits- und Legiti-
mitätsressource politischer Führung erweisen.
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